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  Vorwort


  Themen wie Tierschutz und Tierwohl sind in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Auch deshalb sind grundlegende Kenntnisse zum Tierschutzrecht für tierhaltende Landwirtinnen und Landwirte unentbehrlich. Vor dem Hintergrund einer häufig emotional geführten Debatte über den Tierschutz in der Landwirtschaft wollen wir mit diesem Buch eine leicht verständliche Einführung in das Tierschutzrecht zur Verfügung stellen.


  Zu diesem Zweck werden die grundlegenden und in ganz Deutschland gleichermaßen geltenden Rechtsvorgaben für die landwirtschaftliche Tierhaltung in aller Kürze vorgestellt. Die Rechtstexte werden ganz bewusst nicht in vollem Umfang wiedergegeben. Es erschien uns geeigneter, die Inhalte des Tierschutzrechts mit der größten Bedeutung für die Praxis möglichst verständlich und übersichtlich darzustellen.


  Nach einem einleitenden Teil mit Regeln, die von allgemeiner Bedeutung sind und für alle Tierarten gelten, haben wir deshalb die Vorstellung der Rechtsvorgaben nach Tierarten bzw. nach Tätigkeiten gegliedert. Im letzten Teil des Buches wird dargestellt, wie Behörden handeln, welche Folgen bei Verstößen gegen das Tierschutzrecht entstehen können und welche Reaktionsmöglichkeiten den Tierhalterinnen und Tierhaltern zur Verfügung stehen.


  Mit der Zusammenstellung dieser Informationen hoffen wir, einen konstruktiven Beitrag zu einer schwierigen Debatte leisten zu können. Deshalb danken wir dem Verlag Eugen Ulmer dafür, dass er dieses Buch realisiert.


  Im weiteren Verlauf des Buchs wird um der einfacheren Lesbarkeit willen darauf verzichtet, stets die männliche und weibliche Form bei Personen zu verwenden. Es sind aber selbstverständlich immer beide gemeint.


  Dr. W. Hornauer, Dr. C. Jäger, Dr. P. Reithmeier
 Böblingen, Stuttgart, Ravensburg
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  1Allgemeines


  1.1 Tierschutz und Tierwohl – was ist das?


  In Debatten zur Haltung und Nutzung von Tieren tauchen stets Begriffe wie Tierschutz, Tierwohl, das Wohlbefinden und Wohlergehen von Tieren bzw. die artgerechte Haltung auf.


  Was versteht man unter Tierschutz und Tierwohl?


  Sehr vereinfachend beinhaltet der Begriff Tierschutz das, was die Menschen tun, um das Wohlergehen von Tieren zu fördern. Tierschutz geht vom Menschen aus, und es gibt klare gesetzliche Aufträge dafür. Das Wohlbefinden von Tieren, ihr Wohlergehen, häufig kurz als Tierwohl bezeichnet, ist dagegen das, was als Ergebnis der Haltungsbedingungen und der Bemühungen der Menschen bei den Tieren herauskommt. Je nach den Bedingungen in einer Tierhaltung ist das Tierwohl mehr oder weniger stark eingeschränkt.


  Das Konzept der Fünf Freiheiten, das die Grundlage der Tierschutzrechtssetzung der EU ist, verdeutlicht, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, um Tierwohl zu erreichen. Es geht nicht nur darum, dass der objektive Bedarf der Tiere an Futter, Wasser, Platz und Ähnlichem gedeckt wird, sondern dass auch die subjektiveren Elemente von Wohlbefinden, die Bedürfnisse wie beispielsweise normale Verhaltensweisen, zum Tragen kommen. Unter Bedarf wird verstanden, was für den Selbstaufbau und Selbsterhalt, also für das Wachstum und das Überleben eines Tieres notwendig ist, während mit Bedürfnis das Gefühl eines Mangels bezeichnet wird. Der gesetzliche Auftrag bei jeder Tierhaltung, der unter anderem im zweiten Paragrafen des deutschen Tierschutzgesetzes (Kapitel 1.2) formuliert wird, umfasst eindeutig, dass auch die Bedürfnisse der Tiere gedeckt werden müssen. Anders formuliert: Nur wenn alle Fünf Freiheiten erfüllt werden, kann man davon ausgehen, dass Wohlbefinden bei den Tieren, also Tierwohl, entsteht und die Anpassungsfähigkeit der Tiere an ihre Umgebung nicht überfordert wird.


  
    Das Tierwohl-Konzept der Fünf Freiheiten


    Freisein von Hunger und Durst


    Freisein von Unbehagen


    Freisein von Schmerz, Verletzungen und Erkrankungen


    Freisein von Angst und Stress


    Freisein zum Ausleben normaler Verhaltensweisen

  


  Tierwohl messen?


  Um das Wohlbefinden von Tieren systematisch erfassen und vergleichen zu können, sehen die meisten Tierwohlkonzepte vor, sogenannte Indikatoren – leicht beurteilbare, mess- oder zählbare Merkmale – zu nutzen. Grundsätzlich werden drei Arten von Indikatoren unterschieden: die sogenannten ressourcen-, management- und tierbasierten Indikatoren. Mit dem ersten Typ lassen sich die technischen und baulichen Voraussetzungen in Tierhaltungen erfassen. Der zweite Typ wird dazu genutzt, betriebliche Abläufe und Managemententscheidungen in die Bewertung aufzunehmen. Die tierbasierten Indikatoren schließlich werden direkt an den Tieren oder aus Probenmaterial der Tiere erhoben und spiegeln die Auswirkungen aller Bedingungen auf das Tier selbst wider. Die tierbasierten Indikatoren ermöglichen die unmittelbarsten Rückschlüsse auf das Wohlergehen der Tiere.


  
    Beispiele für Tierwohl-Indikatoren


    Ressourcenbasierte Indikatoren: Anzahl der Fressplätze, der Liegeplätze und der Tränken, Größe der Liegeplätze, Bodengestaltung, Klimaanlage, Vorhandensein von Auslauf


    Managementbasierte Indikatoren: Besatzdichte, routinemäßige Eingriffe, Klimaführung, Hygienemanagement, Impfregime, Sachkunde


    Tierbasierte Indikatoren: Körperkondition, Verschmutzung der Tiere, Verletzungen, Hautläsionen, Gelenkveränderungen, Lahmheiten, Husten, Nasenausfluss, Kotkonsistenz, Liegeverhalten, diverse Laborparameter, Todesfälle, Aggression oder Scheu gegenüber Menschen, Verhaltensstörungen

  


  Für die Beurteilung von Tierhaltungen oder Haltungsverfahren werden üblicherweise mehrere Indikatoren kombiniert. Veränderungen beim Verhalten lassen sich in vielen Fällen direkt beobachten, wie zum Beispiel veränderte Bewegungsabläufe beim Aufstehen oder bei Stereotypien wie dem Zungenschlagen. Häufig werden auch sogenannte indirekte Verhaltensindikatoren genutzt wie Schwielenbildungen oder Verschmutzungen, wenn beispielsweise das Liegeverhalten der Tiere beeinträchtigt ist.


  Erhebliche und andauernde Abweichungen vom Normalverhalten beim Ablauf, der Intensität oder der Häufigkeit einer Verhaltensweise werden als Verhaltensstörung bezeichnet. Dazu zählen auch Handlungen an nicht adäquaten Objekten wie Körperteilen von Artgenossen oder dem eigenen Organismus, also beispielsweise Federpicken, Schwanzbeißen oder Kannibalismus. Das abweichende Verhalten erfüllt die ursprüngliche Funktion nicht und kann zur Schädigung des verhaltensauffälligen Tieres oder seiner Artgenossen führen. Durch die Haltungsbedingungen verursachte, also reaktive Verhaltensstörungen, sind ein sicherer Hinweis dafür, dass die Anpassungsfähigkeit eines Tieres an seine Umgebung überfordert wurde oder wird.


  1.2 Rechtsgrundlagen


  Das Tierschutzrecht in Deutschland setzt sich im Wesentlichen aus zwei großen Komplexen zusammen. Zum einen gibt es das EU-Recht mit seinen Richtlinien und Verordnungen und zum anderen die nationale Gesetzgebung mit dem Tierschutzgesetz (TierSchG) und den dazu gehörenden, konkretisierenden nationalen Verordnungen, wie beispielsweise der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV). Zwei weitere grundlegende Bestimmungen zum Tierschutz finden sich zudem im Grundgesetz (GG) und im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB). Wenige weitere tierschutzrelevante Regeln wurden in anderen Gesetzen verankert, wie das Verbot, hochtragende Tiere zu schlachten (Kapitel 3.1).


  Grundsätzliches im Tierschutzrecht


  Lange Zeit wurden Tiere hauptsächlich aus wirtschaftlichen Gründen durch Rechtsvorgaben geschützt. Erst nach und nach kamen ethische Aspekte zum Tragen, die die Schutzbedürftigkeit von Tieren mit ihrer Leidensfähigkeit und ihrem eigenen Wert als empfindenden Lebewesen begründen.


  Entgegen der verbreiteten Auffassung gelten Tiere im deutschen Recht nicht als Sachen. Bereits 1990 wurde das BGB entsprechend ergänzt.


  
    §


    § 90a BGB


    Tiere sind keine Sachen. Sie werden durch besondere Gesetze geschützt. Auf sie sind die für Sachen geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

  


  Diese Regelung unterstreicht den Vorrang des Tierschutzgesetzes, verdeutlicht aber auch, dass bei vielen Themen wie beispielsweise Eigentums- oder Schadenersatzfragen, bei denen es indirekter um das Tier geht, weiterhin dieselben Regeln wie für Gebrauchsgegenstände oder andere Sachen gelten.


  Die zunehmende gesellschaftliche Beachtung des Themas Tierschutz führte 2002 dazu, dass der Schutz der Tiere als Staatsziel in das Grundgesetz aufgenommen und damit zu einem Verfassungsgut erhoben wurde.


  
    §


    Artikel 20a GG


    Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.

  


  Das Staatsziel Tierschutz, mit dem ausdrücklich auch der Schutz einzelner Tiere gemeint ist, beinhaltet unter anderem, dass die Gesetzgeber in Bund und Ländern aufgefordert sind, bei der Rechtsetzung den Schutz von Tieren zu berücksichtigen. Dies schließt das sogenannte Verschlechterungsverbot ein, wonach neue rechtliche Regelungen den Tieren nicht weniger Schutz bieten dürfen als die bestehenden Vorgaben. Außerdem bewirkt der Verfassungsrang des Tierschutzes, dass sein Stellenwert bei allen Abwägungsvorgängen erhöht wurde, also auch bei Maßnahmen von Behörden und der dazu gehörenden Ermessensausübung (Kapitel 4.1).


  Tierschutzrecht der EU


  Bei den Vorgaben der Europäischen Union lassen sich vor allem zwei Arten von Rechtstexten unterscheiden (Abb. 1). Zum einen gibt es EU-Verordnungen, die in der gesamten Union unmittelbar gültig und verbindlich sind. Wichtige Beispiele für solche EU-Verordnungen im landwirtschaftlichen Bereich sind die Verordnung (EG) Nr. 1/2005 über den Schutz von Tieren beim Transport und damit zusammenhängenden Vorgängen, kurz EU-Tiertransport-Verordnung, oder die Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Tötung, kurz EU-Schlacht-Verordnung.


  Zum anderen gibt es EU-Richtlinien, die in den Mitgliedsstaaten nicht direkt gelten. Die Inhalte der Richtlinien müssen innerhalb einer vorgegebenen Frist in das jeweilige nationale Recht übernommen werden und erhalten so ihre Wirksamkeit. Bei der Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Recht kann es zu Unterschieden zwischen den Mitgliedsstaaten kommen. Bei Unklarheiten oder bei der Interpretation der nationalen Regeln wird häufig auf die ursprünglichen Richtlinientexte zurückgegriffen. Wichtige Beispiele für EU-Richtlinien, die Mindestanforderungen an die Tierhaltung festschreiben, sind die Nutztierhaltungsrichtlinie – Richtlinie 98/58/EG über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere – und die Legehennen-, Kälber- bzw. Schweinehaltungsrichtlinie – Richtlinien 1999/74/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG.
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    Abb. 1 Schematische Übersicht zu Rechtstexten, Gutachten und Leitlinien.

  


  Das deutsche Tierschutzgesetz


  Nach jahrhundertelangen Debatten hat man den Schutz von Tieren im 19. Jahrhundert allmählich in Gesetzestexte aufgenommen. Begründet wurde dies in der Regel mit dem Nutzen für die Menschen und nicht, weil es den Tieren selbst diente. So folgte die frühe Tierschutz-Rechtsetzung der Überlegung, dass Mitleid mit Tieren der sittlichen Erziehung der Menschen nütze. Strafbar war Tierquälerei zunächst nur, wenn sie eine Störung für die Menschen darstellte.


  Häufig wird das Reichstierschutzgesetz von 1933 als erster Rechtstext betrachtet, der dem ethischen Tierschutz verpflichtet war, also die Tiere um ihrer selbst willen schützen sollte. Allerdings verfolgten die Nationalsozialisten mit diesem ersten eigenständigen Tierschutzgesetz auch nationalistische Propagandazwecke. Die Entwürfe für das Reichstierschutzgesetz waren außerdem bereits Jahre vor der Machtergreifung entwickelt worden. In Westdeutschland trat schließlich 1972 ein neues Tierschutzgesetz in Kraft. In der DDR blieb das Reichstierschutzgesetz bis zur Wende bestehen.


  Während des Gesetzgebungsverfahrens für das TierSchG von 1972 standen die besondere Schutzbedürftigkeit des Lebens des Tieres, sein Wohlbefinden und seine Unversehrtheit außer Zweifel. Es wurde allerdings umgehend festgestellt, dass Einschränkungen aufseiten des Tieres unter bestimmten Bedingungen ethisch gerechtfertigt sind, nämlich immer dann, wenn es dafür einen sogenannten vernünftigen Grund gibt. Als vernünftig gilt ein Grund, wenn er von einem wichtigen, gesellschaftlich allgemein akzeptierten Motiv wie beispielsweise der Lebensmittelerzeugung bestimmt wird.


  Die grundsätzliche Ausrichtung des TierSchG wird auch heute noch in den einleitenden Paragrafen deutlich. So stellt Paragraf (§) 1 den tierschutzrechtlichen Grundsatz und § 2 die durchaus anspruchsvolle allgemeine Tierhaltungsnorm dar. Beide Paragrafen (§§) zusammen stellen den gesetzlichen Auftrag zum Tierschutz für jeden Tierhalter und alle Menschen dar, die mit Tieren Umgang haben. Dieser Auftrag ist ein klares Bekenntnis zu einem ethisch motivierten Tierschutz und fordert zugleich dazu auf, wissenschaftliche Erkenntnisse über tierartgemäße und verhaltensgerechte Bedingungen und Erfordernisse als Beurteilungsmaßstäbe zu nutzen.


  
    §


    § 1 TierSchG


    Zweck dieses Gesetzes ist es, aus der Verantwortung des Menschen für das Tier als Mitgeschöpf dessen Leben und Wohlbefinden zu schützen. Niemand darf einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen.


    § 2 TierSchG


    Wer ein Tier hält, betreut oder zu betreuen hat,


    1.muss das Tier seiner Art und seinen Bedürfnissen entsprechend angemessen ernähren, pflegen und verhaltensgerecht unterbringen,


    2.darf die Möglichkeit des Tieres zu artgemäßer Bewegung nicht so einschränken, dass ihm Schmerzen oder vermeidbare Leiden oder Schäden zugefügt werden,


    3.muss über die für eine angemessene Ernährung, Pflege und verhaltensgerechte Unterbringung des Tieres erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen.

  


  Das Tierschutzgesetz gliedert sich in mehrere Abschnitte. Zuerst werden grundsätzliche Gebote und Verbote formuliert. Dem schließt sich ein Abschnitt über das Töten von Tieren an. Es folgen Regeln zu Eingriffen bei Tieren, zu Tierversuchen, zur Zucht und zum Handel und schließlich zur Durchführung des Gesetzes. Diese beinhalten neben den Rechten und Pflichten der Behörden (§ 16 und § 16a TierSchG) auch die Straf- und Bußgeldvorschriften in den §§ 17 und 18 (Kapitel 4.1). Das deutsche Tierschutzgesetz von 1972 wurde immer wieder überarbeitet. Die wichtigsten Novellierungen stammen aus den Jahren 1986, 1998 und 2013.


  Nationale Verordnungen konkretisieren


  Um sehr allgemein gehaltene Formulierungen in Gesetzen zu konkretisieren, können nationale Verordnungen, Ausführungsgesetze und Verwaltungsvorschriften erlassen werden. Im Tierschutzrecht spielt insbesondere die Konkretisierung der Tierhaltungsnorm in § 2, die für alle Tiere gilt und deshalb allgemein formuliert wurde, eine große Rolle. Für die landwirtschaftlichen Nutztiere wurde deshalb die TierSchNutztV erlassen. Sie besteht aus einem allgemeinen Teil und verschiedenen tierartspezifischen Abschnitten, wobei bislang nicht für alle landwirtschaftlich genutzten Tierarten oder Nutzungsgruppen spezifische Regelungen etabliert wurden. Mit derselben Zielsetzung wurde die Tierschutz-Hundeverordnung (TierSchHuV) erlassen (Kapitel 2.7).


  Berücksichtigt werden muss, dass solche Verordnungen zwar konkretere Vorgaben für die Tierhaltung beinhalten, damit aber nicht alle Aspekte der Tierhaltung abschließend geregelt sind. Wenn in der TierSchNutztV beispielsweise ganze Tierarten oder Nutzungsgruppen wie die Milchrinderhaltung, Bullenmast, Putenhaltung oder kleine Wiederkäuer nicht ausdrücklich erwähnt werden, dann gelten zum einen die Regelungen des allgemeinen Teils der TierSchNutztV (§§ 3 und 4) und die Grundsätze aus § 2 TierSchG weiter. Dies gilt auch dann, wenn auftretende Fragestellungen – beispielsweise zur Ausführung von Kälbertränken oder zur Ausgestaltung von Liegeflächen – in der TierSchNutztV nicht berücksichtigt oder nicht genau genug beschrieben wurden.


  Beachten muss man außerdem, dass die TierSchNutztV zwar für das Halten von Nutztieren zu Erwerbszwecken gilt, in allen anderen Fällen, also bei reinen Hobbyhaltungen, aber ebenfalls als Maßstab zur Interpretation von § 2 TierSchG herangezogen wird. Die Bedürfnisse der Tiere verändern sich schließlich nicht dadurch, dass sie zu Erwerbszwecken oder hauptsächlich zum Vergnügen gehalten werden. Ausdrücklich ausgenommen von der Verordnung ist lediglich die vorübergehende Haltung von Nutztieren bei bestimmten, zeitlich begrenzten Veranstaltungen, während einer tierärztlichen Behandlung oder unter bestimmten Bedingungen während Tierversuchen.


  Ähnlich wie die TierSchNutztV oder die TierSchHuV existieren nationale Verordnungen zum Schlachten und zum Transport von Tieren, die inzwischen allerdings hauptsächlich die konkretisierenden Aspekte enthalten, die in den EU-Verordnungen nicht enthalten sind.


  Die Bedeutung von Gutachten und Leitlinien


  Da trotz nationaler Verordnungen viele Fragestellungen nicht so klar geregelt sind, dass für Tierhalter und Behörden eindeutig feststeht, wie eine tiergerechte Haltung gestaltet sein muss, wird zur Auslegung von § 2 TierSchG immer wieder auf Leitlinien oder Gutachten zurückgegriffen. Wichtige Beispiele für solche vorweggenommenen Sachverständigengutachten sind die Leitlinien des BMELV zur Beurteilung von Pferdehaltungen unter Tierschutzgesichtspunkten, die Empfehlungen zur Schaf- und Ziegenhaltung der Deutschen Gesellschaft für die Krankheiten der kleinen Wiederkäuer, die sog. Milchkuhleitlinien des niedersächsischen Landwirtschaftsministeriums oder die Merkblätter der Tierärztlichen Vereinigung für Tierschutz e. V. (TVT). Ihr Gewicht und ihre Bedeutung als Maßstab wurden bereits wiederholt gerichtlich bestätigt und unterstrichen.


  Als Gutachten höchsten Ranges sind außerdem die Empfehlungen des Europarats zu den unterschiedlichsten landwirtschaftlich genutzten Tieren einzustufen. Die Behörden haben den ausdrücklichen Auftrag, diese internationalen Empfehlungen bei der Beurteilung von Tierhaltungen zu berücksichtigen.


  Neben solchen Dokumenten, die von Expertengremien erarbeitet wurden, existieren zudem sogenannte freiwillige Vereinbarungen zwischen der tierhaltenden Branche und der Bundesregierung oder einzelnen Ländern. Vor allem im Bereich der Geflügelhaltung dienen solche Vereinbarungen als Beurteilungsmaßstab, insbesondere dann, wenn für tierschutzrelevante Aspekte wie die Legehennenaufzucht oder ganze Tierarten wie die Puten- oder Entenhaltung keine anderen Regeln etabliert wurden.


  Handlungsanleitungen für die Behörden


  Mit der Zielsetzung, einen einheitlichen Vollzug der Regeln für die Tierhaltung zu erreichen, existieren außerdem sogenannte Verwaltungsvorschriften, die sich nicht an die Tierhalter, sondern an die Behörden richten. Im Hinblick auf den Tierschutz spielt vor allem die Allgemeine Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Durchführung des Tierschutzgesetzes eine wichtige Rolle, weil darin viele Begriffe definiert und Vorgehensweisen beschrieben werden. Ergänzend dazu erarbeiten die Behörden häufig länderübergreifend Auslegungshinweise zu Fragestellungen, die im Alltag wiederholt auftreten. Diese Auslegungshinweise sind allerdings lediglich eine Orientierungshilfe für die Behörden.


  1.3 Regeln für alle landwirtschaftlich genutzten Tierarten


  Manche Regelungen des TierSchG gelten für alle Tiere und viele für sämtliche Wirbeltiere, völlig unabhängig von ihrer Nutzung. Darüber hinaus gibt es rechtliche Vorgaben, die gelten, wenn Tiere zu Erwerbszwecken oder gewerbsmäßig, also nicht nur als Hobby, gehalten werden. Grundsätzlich gilt aber, dass diese Regeln auch für Hobbytiere wirksam werden, weil sie den Behörden als Vergleichs- und Beurteilungsmaßstab dienen, ob beispielsweise auch hobbymäßige Schaf- oder Kaninchenhaltungen ausreichend tiergerecht betrieben werden.


  Verbote, die für alle Tiere gelten


  Häufig betrachtet man die ausdrücklichen Verbote im TierSchG, die in § 3 aufgelistet werden, als negatives Gegenstück zur allgemeinen Tierhaltungsnorm in § 2 TierSchG, also dem Leitbild für die Tierhaltung.


  Zu den Verboten, die für alle Tiere gelten, zählt zum Beispiel das Überforderungsverbot. Dieses Verbot macht deutlich, dass es eine Grenze für Leistungen gibt, die man einem Tier abverlangen darf. Zu den Leistungen der Tiere gehören alle ihre Fähigkeiten und Kräfte, die der Mensch in Anspruch nimmt. Darunter fallen neben Zug-, Lauf- oder anderen Kraftleistungen auch die Milch-, Mast- und Legeleistung sowie die Fortpflanzungsleistungen. Das Überforderungsverbot greift immer dann, wenn ein Missverhältnis zwischen der Leistung, die dem Tier abverlangt wird, und dessen Kapazität auch ohne Expertenwissen – also offensichtlich – erkennbar ist. Es muss dabei noch nicht zu Schmerzen, Leiden oder Schäden bei dem betroffenen Tier gekommen sein. Wirtschaftliche Gründe oder sportlicher Ehrgeiz stellen dabei keine Rechtfertigung dar.
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